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Eine Personalentscheidung rückt erneut in den Fokus
Früher Polizist, jetzt AfD-Abgeordneter: Ringo Mühlmann stellt „Kleine Anfrage“ in eigener Sache

Von Fabian Klaus

Erfurt. Wie politisch dürfen sich
Polizisten privat engagieren? Hat
der Präsident des Landeskriminal-
amtes eine funktionierendeOrgani-
sationseinheit im Frühjahr 2017
zerrissen, weil ihm ein Polizeibeam-
ter in der Pressestelle ob seines poli-
tischen Engagements unliebsam
war? Welche Rolle spielte der da-
malige Innenminister?
Die Frage, wie politisch Polizis-

ten seindürfen, hatte gerade imVor-
feld derLandtagswahl inThüringen
im Oktober 2019 an Bedeutung ge-
wonnen–vorallem,weil fürdieAfD
insgesamt fünf Polizisten angetre-
ten waren. Drei davon haben den
Sprung in den Landtag geschafft.

Und doch beschäftigt das Thema
auch in Thüringen die politischen
Verantwortungsträger schon einige
Jahre länger.
Das Beispiel Ringo Mühlmann

lässt sich gut als Beleg dafür anfüh-
ren. Dessen AfD-Geschichte be-
ginnt im Oktober 2016. Damals, in
Arnstadt, hat die junge Partei zu
ihren Landesvorstandswahlen ge-
rufen. Die AfD befindet sich zwi-
schen solchen, die später Extremist
genannt werden dürfen, und sol-
chen, die einfach nur aus dem Euro
raus wollen oder finden, dass im
Staat einiges schiefläuft. Mühl-
mann hat sich der Partei ange-
schlossen und lässt sich auf jenem
Landesparteitag als einer von sechs
Beisitzern in den Vorstand wählen.

tritt damals alsMitarbeiter der Pres-
sestelle das Landeskriminalamt
nach außen. Kann er diese heraus-
gehobeneFunktionweiter ausüben,
wenner inderPartei ebenfalls einen
Posten hat, der nach außen hin aus-
strahlt? Immerhin sitzt er nicht ir-
gendwo, sondern im Landesvor-
stand. Auf Anfragen zu dem Fall re-
agierte das Innenministerium da-
mals nicht – aber Mühlmann, da-
mals auf den Ministeriumsfluren
eine heiß diskutierte Personalie,
wird versetzt, taucht einige Monate
später nicht mehr als Mitarbeiter
der LKA-Pressestelle auf.
Fast drei Jahre danach gehört

Mühlmann für dieAfDdemThürin-
ger Landtag an und hat als dessen
Mitglied eine „Kleine Anfrage“ zur

Pressestelle des LKA gestellt. Darin
begehrt er Antwort darauf, welche
Aufgabenveränderung in der Pres-
sestelle es dem LKA-Chef im Früh-
jahr 2017 ermöglichte, „einen der
beiden dort tätigen Beamten“ zur
Geschäftsaushilfe zu versetzen.
Mühlmann selbst ist damit ge-

meint. Das Innenministerium be-
gründet das mit einem „seinerzeit
bestehenden akuten Personalbe-
darf im hochpriorisierten bundes-
weitenProjektPIAV“,dasdieSchaf-
fung eines „Polizeilichen Informa-
tions- und Analyseverbundes“ be-
schreibt – also die Behörden besser
vernetzen soll. Der Beamte sei dort-
hin versetzt worden, um das „Errei-
chen der Teilprojektziele in Thürin-
gen“ nicht in Gefahr zu bringen.

Dass kurz zuvor Mühlmanns AfD-
Engagement bekannt geworden
war, stehe in keinem zeitlichen Zu-
sammenhang.
Mühlmann hält seine Versetzung

bisheute für falsch.Es sei, sagt erauf
Anfrage, die funktionierende Ein-
heit „Pressestelle“ auseinanderge-
rissen worden. Aktuell ist diese,
trotz demvomMinisteriumerkann-
ten Personalbedarf von zwei Stel-
len, mit nur einer Stelle unterbe-
setzt. Den „akuten Bedarf“, mit der
Begründung wurde Mühlmann sei-
nerzeit zu „PIAV“ verschoben, „ha-
be ich in den zwei Jahrenmeiner Tä-
tigkeit dort nicht bestätigt bekom-
men“, sagt der einstige LKA-Vize-
Pressesprecher und heutige Land-
tagsabgeordnete.

Mühlmann rückt in den Fokus und
droht, für den damaligen Innenmi-
nister Holger Poppenhäger (SPD)
zu einem Problem zu werden. Die
Personalie wird politisch heiß dis-
kutiert. Einerseits dürfen sich Poli-
zeibeamte privat politisch engagie-
ren. Andererseits: Mühlmann ver-
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TausendeMenschen gegen Rechtsruck
Demonstranten setzen sich in Erfurt für eine solidarische und demokratische Gesellschaft ein

Von Kai Mudra

Erfurt. TausendeMenschenaus dem
gesamten Bundesgebiet haben in
Erfurt für eindemokratischesMitei-
nander und gegen jede Art von Ras-
sismus und Antisemitismus sowie
eine Zusammenarbeit mit der AfD
demonstriert. Rednerinnen und
Redner von Gewerkschaften, Bür-
gerinitiativen, der evangelischen
Kirche, von Frauenrechtsorganisa-
tionen, von Fridays for Future und
von antifaschistischen Organisatio-
nen verurteilten die Wahl von Tho-
masKemmerich (FDP)zumThürin-
ger Ministerpräsidenten mit Hilfe
der Stimmen der AfD.
Scharfe Kritik mussten sich auch

CDU und FDP gefallen lassen, die
dieWahl imAnschluss toleriert hat-
ten. Mehrere Redner warfen der
AfD vor, die Gesellschaft spalten zu
wollen, anstatt ein solidarisches
und demokratisches Miteinander
zu befördern. Mit Faschisten dürfe
es keine Zusammenarbeit der de-
mokratischenParteiengeben, laute-
te eine klare Botschaft vor allem
auch an CDU und FDP. Beide Par-
teien hatten gemeinsam mit der
AfD Thomas Kemmerich zum Mi-
nisterpräsidenten gewählt.
Stefan Krözell vom DGB-Bun-

desvorstand sprach von einer un-
glaublichen „Ignoranz und Macht-
versessenheit“, die CDU und FDP
75 JahrenachderBefreiungdesVer-
nichtungslagers Auschwitz
demonstriert hätten. Der evangeli-
sche Propst Christian Stawenow
forderte von den Politikern redli-
ches und wahrhaftiges Verhalten.
Einen schamlosen Demokratie-

missbrauch der AfD, den CDU und
FDP ausgenutzt hätten, um Rot-

Rot-Grün zu verhindern, nannte
Reinhard Schramm denWahleklat.
Der Vorsitzende der Jüdischen Lan-
desgemeinde hielt seine Rede am
Samstag wegen des Sabbats nicht
selbst, sondern ließ sie verlesen.
Von Erfurt gehe ein lautes zivilge-

sellschaftliches Nein aus, rief Pia
Oelsner von der Fridays-for-Future-
Bewegung den Demonstranten zu.
Die Kraft der Großdemonstration
inErfurtmüsse jetzt indieRegionen

mitgenommen werden, erklärte To-
mas Jacob, Vertreter der Thüringer
Bürgerbündnisse gegen Rechts.
Die Wahl des FDP-Politikers

Kemmerich mit den Stimmen der
AfD zum Regierungschef bedeute
dieAufkündigung eines jahrzehnte-
langen Grundkonsenses deutscher
Politik,machteKlausDörre vonder
Friedrich-Schiller-Universität Jena
deutlich. „Keine Zusammenarbeit
mit alten und neuen Faschisten bei

politischen Entscheidungen.“ Aber
es habe nur wenige Stunden ge-
braucht, bis die ersten Proteste be-
gonnen hatten und der Sturm los-
brach, fügte der Soziologe an. CDU
und FDP hätten diesen Tabubruch
begangen. Die anderen demokrati-
schen Parteien seien dagegen dem
antifaschistischen Grundkonsens
treu geblieben.
DerWissenschaftler sieht in einer

erneuten Wahl einer Regierung

unter Bodo Ramelow den einzigen
Ausweg aus der aktuellen Regie-
rungskrise in Thüringen. Vorüber-
gehend. Denn die Demokraten
bräuchten sich aus seiner Sicht vor
Neuwahlen nicht zu fürchten. Der
Tabubruch habe viele Menschen
zumNachdenken gebracht, die bis-
her geglaubt hätten, dass so etwas
nicht möglich wäre.
Der Massenprotest am Samstag-

nachmittag in Erfurt ist friedlich
verlaufen. Viele junge Demonstran-
ten, aber auch die „Omas gegen
Rechts“ und ganze Familien waren
dem Aufruf des DGB sowie der Ini-
tiative „Unteilbar“ gefolgt. Die Ver-
anstalter sprachen von bis zu
18.000Teilnehmern, die Polizei von
etwa 9000. Als vollen Erfolg sah der
DGB-Vizechef für Hessen und Thü-
ringen, Sandro Witt, die Demonst-
ration.
Erfurt habe gezeigt, dass Men-

schen aus dem gesamtenBundesge-
biet bereit seien, gegen die Aktivitä-
ten der AfD und von rechts auf die
Straße zu gehen und sich zu weh-
ren. „Das ist ein starkesSignal“, sag-
te er dieser Zeitung und dankte aus-
drücklich der Polizei für die koope-
rative Zusammenarbeit.
Die Einsatzkräfte agierten an die-

sem Samstag extrem zurückhal-
tend. Auf dem Domplatz und wäh-
rend des Protestzugs durch die Er-
furter Innenstadt waren nur wenige
Polizisten zu sehen. Die meisten
von ihnen sperrten kurzfristig Stra-
ßen für die Demonstranten ab.
Neben diesen Sperrungen waren
auch zwei Straßenbahnlinien vorü-
bergehend von den Behinderungen
betroffen.
Gegen 17 Uhr endete die Protest-

kundgebung.

Tausende Menschen haben am vergangenen Samstag in Erfurt an einer Demonstration gegen die Wahl des FDP-Politikers Thomas Kemmerich zum Thüringer Ministerpräsidenten mit den Stimmen
der AfD teilgenommen. FOTOS (3): SASCHA FROMM

Nach der Auftaktveranstaltung auf dem Domplatz zog der Demonstrations-
zug durch das Erfurter Stadtzentrum. FOTO: KAI MUDRA

Propst Christian Stawenow forder-
te von den Politikern redliches Ver-
halten.

Auch mehrere Künstler, unter ihnen
Sängerin Shaniqua, traten auf dem
Domplatz auf.

100 Jahre
Thüringen
imÜberblick
Landeszentrale bietet

Broschüre an
Erfurt. Zum Auftakt des Jubiläums
„100 Jahre Thüringen“ veröffent-
licht die Landeszentrale für politi-
sche Bildung die Broschüre „Der
Freistaat Thüringen 1920-2020“.
Verfasst hat sie der Erfurter Histori-
ker Steffen Raßloff, Mitglied der
Historischen Kommission für Thü-
ringen und Autor vieler Standard-
werke zur Landesgeschichte. Die
35-seitige Publikation gibt einen
populärwissenschaftlichen Über-
blick über die erste Landesbildung
samt Vor- und Nachgeschichte.
Der 1. Mai 1920 gehört zu den

Schlüsseldaten der thüringischen
Geschichte. Nach Jahrhunderten
fürstlicher Kleinstaaterei entstand
an diesem Tag per Reichsgesetz ein
demokratischer und föderaler
Gliedstaat der Weimarer Republik:
„Die Länder Sachsen-Weimar-Eise-
nach, Sachsen-Meiningen, Reuß,
Sachsen-Altenburg, Sachsen-Gotha
ohne das Gebiet von Coburg,
Schwarzburg-Rudolstadt und
Schwarzburg-Sondershausen wer-
den mit Wirkung vom 1. Mai 1920

zu einem Lande
Thüringen ver-
einigt.“
Symbolisch ver-

dichtet sich der his-
torische Moment im
Landeswappen von
1921, das auf dem
Umschlag der Publi-

kation zu sehen ist. Die sieben sil-
bernen Sterne auf rotemGrund ste-
hen für die zusammengeschlosse-
nen Kleinstaaten. Sie erinnern zu-
gleich an das Sternenbanner der
USA, das als Ausdruck eines demo-
kratisch-föderalen Staatswesens
galt. Jene siebenSterne gingen 1991
in das Wappen des heutigen Frei-
staates Thüringen ein. Ergänzt um
einen Stern für die einst preußi-
schenGebieteumdieLandeshaupt-
stadtErfurt, umgeben sieden rot-sil-
bern gestreiften Löwen auf blauem
Grund der Landgrafen von Thürin-
gen. red

Die Broschüre ist kostenlos bei der Lan-
deszentrale in Erfurt erhältlich, Regie-
rungsstraße 73, oder kann im Internet
bestellt werden: www.lzt-thueringen.de

Korrektur

Manfred Grob hat
unterschrieben
In der Donnerstagsausgabe dieser
Zeitung war berichtet worden,
dass Evelin Groß eine der Unter-
zeichnerinnen eines Schreibens
von sieben ehemaligen Landtags-
abgeordneten an den CDU-Lan-
desvorstand und die CDU-Fraktion
ist. Das trifft nicht zu. Unterschrie-
ben hat den Brief stattdessen
Manfred Grob. Die Redaktion bit-
tet um Entschuldigung.
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